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22.06.2020 Rat der Stadt

 Beschlussvorlage öffentlich

Vorlage Ergebnis Beschluss-
 Termin  Gremium

zur* kontrolle*

22.06.2020          Rat der Stadt B

Beratungsgegenstand

Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung

Aktualisierung von investiven Veranschlagungen im Haushaltsplan 2020 und Anpassung der 
Haushaltssatzung 2020

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt genehmigt gemäß § 60 (1) S. 5 GO NW folgende vom Hauptausschuss anstelle 
des Rates in der Sondersitzung am 23.03.2020 (Drucksache-Nr. B/16/5524-01) gemäß § 60 (1) S. 1 
GO NW getroffene Dringlichkeitsentscheidung:

Der Rat beschließt die Aktualisierung und Anpassung

1. der Auszahlungsbudgets bezüglich der beiden Projekte “Gute Schule 2020“ sowie 
„Sanierung Gustavstraße“ für das Haushaltsjahr 2020 

2. der Haushaltssatzung der Stadt Oberhausen für das Haushaltsjahr 2020 in der 
vorliegenden Fassung 
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1 Begründung
2
3 Nach der Beschlussfassung des Haushaltes 2020 durch den Rat der Stadt am 18.11.2019 fanden 
4 hinsichtlich der Umsetzung des Gesamtinvestitionshaushaltes noch Abstimmungsgespräche zwischen 
5 der Bezirksregierung Düsseldorf und dem Stadtkämmerer statt. Hierbei ist folgende Vorgehensweise 
6 abgestimmt worden:
7
8 1.1 Gesamtpaket Gute Schule 2020
9

10 Gemäß den verbindlichen Finanzierungsrahmenbedingungen müssen sämtliche Kreditabrufe 
11 (Einzahlungsseite) bis zum Ende des Haushaltsjahres 2020 definitiv erfolgen. Dieses wurde bei der 
12 Veranschlagung berücksichtigt, aber Ausgabebudgets aufgrund der noch späteren 
13 Abwicklungsmöglichkeit direkt in Folgejahren abgebildet. Dieses ist nunmehr zu korrigieren. Die 
14 Restauszahlungsbeträge sind in kompletter Höhe analog der Restkreditabrufe im Haushaltsjahr 2020 
15 abzubilden.
16
17 Folgende Einzelmaßnahmen sind betroffen:
18

Investitionsmaßnahme Bezeichnung Alter 
Haushaltsansatz

Neuer 
Haushaltsansatz

330003010000110 NW-Räume 1.500.000,00 EUR 2.806.500,00 EUR
330003010000111 Schule am 

Froschenteich
1.400.000,00 EUR 2.826.250,00 EUR

19
20 Gleichzeitig werden die bisher in der mittelfristigen Finanzplanung für die Haushaltsjahre 2021ff. 
21 abgebildeten Auszahlungsansätze komplett auf 0,00 EUR festgesetzt.
22 Diesbezüglich wird auch eine Korrektur beim Budget für die Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 
23 700.000,-- EUR notwendig, da durch die nunmehr fehlenden Haushaltsansätze 2021 eine 
24 entsprechende Abdeckung nicht mehr gegeben wäre.
25 Etwaige Überhangbeträge sind in Abstimmung mit der Bezirksregierung am Jahresende zu bewerten 
26 und auf der Auszahlungsseite sind dann gegebenenfalls Ermächtigungsübertragungen vorzunehmen.
27
28
29 1.2 Gesamtpaket Sanierung Gustavstraße
30
31 Auch hier müssen analog der Verfahrensweise zum Projekt „Gute Schule 2020“ die entsprechenden 
32 Auszahlungsbeträge analog der Kreditfinanzierung abgebildet werden. Folgende Einzelmaßnahme ist 
33 betroffen:
34

Investitionsmaßnahme Bezeichnung Alter 
Haushaltsansatz

Neuer 
Haushaltsansatz

870001130101010 Sanierung 
Gustavstraße

1.450.000,00 EUR 5.056.970,00 EUR

35
36 Auch hier werden die Haushaltsansätze der Folgejahre auf 0,00 EUR festgesetzt und eventuelle 
37 Überhangbeträge zum Jahresende sind analog der Darstellungsweise zu Punkt 1.1 zu bewerten.
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39 2. Haushaltssatzung
40
41 In der Haushaltssatzung ergeben sich folgende Änderungen:
42
43 Im § 1 … im Finanzplan mit vorher nachher
44
45 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen
46 aus der Investitionstätigkeit auf 120.546.470 EUR 126.886.190 EUR
47
48 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen
49 aus der Finanzierungstätigkeit auf   64.088.130 EUR   66.821.880 EUR
50
51
52 Im § 2 Kreditermächtigungen für Investitionen
53
54 Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von Investitionen erforderlich ist, 
55 wird auf 
56   65.548.620 EUR 
57
58 festgesetzt.
59
60
61 Im § 3 Verpflichtungsermächtigung
62
63 Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen 
64 in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 
65
66   39.683.670 EUR 
67
68 festgesetzt.
69
70
71 Anlagen
72
73 -Haushaltssatzung der Stadt Oberhausen für das Haushaltsjahr 2020
74 -Finanzplan 2020
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Haushaltssatzung der Stadt Oberhausen für das Haushaltsjahr 2020 
 
 
 

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11. April 2019 (GV. NRW. S. 202), hat der Rat der Stadt Oberhausen mit Beschluss vom 23.03.2020 folgende 
Haushaltssatzung erlassen: 
 
 
 

§1 
Ergebnisplan und Finanzplan 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden 
Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird  
 
 

im Ergebnisplan mit 
 

dem Gesamtbetrag der Erträge auf 853.564.960 EUR 

dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 852.926.490 EUR 
 
 

im Finanzplan mit 
 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden 
Verwaltungstätigkeit auf 827.326.620 EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden  
Verwaltungstätigkeit auf 801.380.540 EUR 

 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 64.487.570 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 126.886.190 EUR 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf  66.821.880 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 23.670.320 EUR 

 
 
festgesetzt. 
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§ 2 
Kreditermächtigung für Investitionen 

 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von Investitionen erforderlich ist, wird auf 
 

65.548.620 EUR 
 
festgesetzt. 
 
 
 
 

§3 
Verpflichtungsermächtigung 

 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 
 

39.683.670 EUR 
 
festgesetzt.  
 
 
 
 

§4 
Ausgleichsrücklage und allgemeine Rücklage 

 
Wegen fehlenden Eigenkapitals ist eine Bildung der genannten Rücklagen nicht möglich. 
 
 
 
 
 
 

§5 
Kredite zur Liquiditätssicherung 

 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
 

1.750.000.000 EUR 
 
festgesetzt. 
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§6 
Steuersätze 

 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind wie folgt festgesetzt worden: 
 

1. Grundsteuer 

1.1) für die land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) auf  250 v.H. 

1.2) für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf     670 v.H. 
 

2. Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag auf     580 v.H. 
 
 
 
 
 
 

§7 
Haushaltssanierungsplan 

 
Nach der Fortschreibung des Haushaltssanierungsplanes ist 
 

- der Haushaltsausgleich unter Berücksichtigung der Konsolidierungshilfen gem. Stärkungspaktgesetz im Jahr 2017 wieder hergestellt, 
 

- der Haushaltsausgleich ohne Berücksichtigung der Konsolidierungshilfen gem. Stärkungspaktgesetz im Jahr 2021 wieder hergestellt. 
 

Die im Haushaltssanierungsplan enthaltenen Konsolidierungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haushaltsplanes umzusetzen. 
 
 
 
 
 
 

§8 
Geringfügigkeit im Sinne von § 81 Abs. 3 GO  

 
Als geringfügig im Sinne von § 81 Abs. 3 GO NRW gelten Auszahlungen für Investitionen, die als Einzelmaßnahme einen Betrag von 2 % der 
Gesamtauszahlungen aus Investitionstätigkeit nicht übersteigen. Für den Fall, dass für die ungeplanten Investitionen oder Instandsetzungen an Bauten 
gesicherte anteilige investive Einzahlungen vorhanden sind, ist die Regelung gemäß Satz 1 nicht auf die investiven Auszahlungen sondern auf den Saldo aus 
Auszahlungen und Einzahlungen anzuwenden.  
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§9 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen / Auszahlungen 

 
Bei der Genehmigung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen sowie über- und außerplanmäßiger Verpflichtungsermächtigungen im 
Sinne der §§ 83 Abs. 2 bzw. 85 Abs. 1 GO NRW gelten als nicht erheblich: 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen sowie über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen bis einschließlich  
200.000 EUR. 
 
 
 
 
 
 

§10 
Wertgrenzen für den Einzelnachweis der Investitionsmaßnahmen 

 
Die Wertgrenze für die Veranschlagung einzelner Investitionsmaßnahmen wird 
 
- für Baumaßnahmen auf         200.000 EUR 

- für übrige Investitionsmaßnahmen auf         50.000 EUR 
 
festgesetzt. Bei Investitionen unterhalb der genannten Wertgrenzen sind die Einzahlungen und Auszahlungen zusammengefasst zu veranschlagen.  
 
 
 
 
Oberhausen, den 23.03.2020 
 
 
 
Oberbürgermeister 

7 von 10 in Zusammenstellung



8 von 10 in Zusammenstellung



9 von 10 in Zusammenstellung



10 von 10 in Zusammenstellung


	Vorlage
	Anlage  1 Haushaltssatzung2020nachAenderungBZR
	Anlage  2 Finanzplan2020

